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Text 

Verwaltungsrat 

§ 441b. (1) Der Verwaltungsrat besteht aus 14 Mitgliedern, die auf vier Jahre entsendet werden. 
Wiederholte Entsendungen sind zulässig. Je sechs Mitglieder werden von der Wirtschaftskammer 
Österreich aus dem Kreis der Versicherungsvertreter der Dienstgeber und von der Bundesarbeitskammer 
aus dem Kreis der Versicherungsvertreter der Dienstnehmer entsendet, wobei neben der fachlichen 
Eignung der Versicherungsvertreter insbesondere darauf Bedacht zu nehmen ist, dass im Verwaltungsrat 
ein repräsentativer Querschnitt möglichst aller Dienstnehmer- und Dienstgebergruppen vertreten ist. Je 
ein Mitglied ist von der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs und von der 
Gewerkschaft Öffentlicher Dienst zu entsenden. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu entsenden, 
das derselben Gruppe wie der zu Vertretende anzugehören hat. Die §§ 420 Abs. 4 bis 6, 422, 423 Abs. 1 
sowie Abs. 3 bis 8 und 424 gelten sinngemäß. Werden keine Mitglieder entsendet, so hat der 
Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen das Recht, für die betreffenden Funktionen 
Versicherungsvertreter zu bestellen, die so lange im Amt bleiben, bis das entsendende Organ sein 
Entsendungsrecht ausübt. 

(2) Die Wirtschaftskammer Österreich und die Bundesarbeitskammer haben die Bestellung der von 
ihnen zu entsendenden Mitglieder nach der Summe der Mandate der einzelnen Fraktionen auf Grund der 
Wahlen zu den Fachgruppen und Fachvertretungen der Wirtschaftskammern bzw. nach der Summe der 
Mandate der einzelnen Fraktionen auf Grund der Wahlen in die satzungsgebenden Organe der 
Arbeiterkammern der Länder (Vollversammlungen) auf Vorschlag der jeweils wahlwerbenden Gruppen 
nach dem System d’Hondt vorzunehmen, wobei jedoch jeweils die drei stimmenstärksten Fraktionen mit 
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zumindest je einem Mitglied im Verwaltungsrat vertreten sein müssen. Die Wahlzahl ist ungerundet zu 
errechnen. Haben nach dieser Berechnung mehrere Stellen den gleichen Anspruch auf ein Mitglied im 
Verwaltungsrat, so entscheidet das Los. 

(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn zumindest die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist. Ein gültiger Beschluss bedarf – sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist – der Zustimmung der 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(4) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte für die Dauer seiner Funktionsperiode mit der 
Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen ein Präsidium, das aus einem Präsidenten und einem 
Vizepräsidenten besteht. Bei der Wahl ist darauf Bedacht zu nehmen, dass sowohl die Dienstgeberkurie 
als auch die Dienstnehmerkurie im Präsidium vertreten ist. Nach Ablauf jeweils eines Jahres folgt der 
Vizepräsident dem Präsidenten ins Amt nach; der Präsident übernimmt gleichzeitig das Amt des 
Vizepräsidenten. 

(5) Jene Fraktionen (Abs. 2), die zwar im Verwaltungsrat, nicht aber im Präsidium vertreten sind, 
dürfen jeweils ein beratendes Mitglied ins Präsidium kooptieren. Diese beratenden Mitglieder haben die 
gleichen Informations-, Rede- und – mit Ausnahme des Stimmrechtes – Teilnahmerechte wie Präsident 
und Vizepräsident. 

(6) Dem Präsidenten obliegt die Vertretung des Verwaltungsrates gegenüber den anderen 
Verwaltungskörpern des Hauptverbandes, gegenüber den Versicherungsträgern und nach außen. Er hat 
insbesondere für die rechtzeitige Einberufung des Verwaltungsrates Sorge zu tragen, die Sitzungen des 
Verwaltungsrates zu leiten und die Sitzungspolizei wahrzunehmen. Die näheren Bestimmungen sind in 
einer vom Verwaltungsrat zu beschließenden „Geschäftsordnung des Verwaltungsrates“ (§ 456a) zu 
treffen. 

(7) Dem Verwaltungsrat gehören weiters ein Vertreter des Bundesministers für soziale Sicherheit 
und Generationen sowie ein Vertreter des Bundesministers für Finanzen an. Diese dürfen zwar an den 
Sitzungen des Verwaltungsrates in beratender Funktion teilnehmen und sind zu hören; bei Abstimmungen 
kommt ihnen aber kein Stimmrecht zu. Gegen Beschlüsse des Verwaltungsrates kann der Vertreter des 
Bundesministers für soziale Sicherheit und Generationen wegen Rechtswidrigkeit oder 
Unzweckmäßigkeit schriftlich Einspruch erheben; gegen Beschlüsse des Verwaltungsrates, welche die 
finanziellen Interessen des Bundes berühren, kann der Vertreter des Bundesministers für Finanzen 
schriftlich Einspruch erheben. Langt ein solcher Einspruch innerhalb von längstens fünf Werktagen nach 
erweislicher Bekanntgabe des Beschlusses gegenüber dem zuständigen Vertreter schriftlich beim 
Verwaltungsrat ein, so kommt ihm aufschiebende Wirkung zu. Der Verwaltungsrat kann aber 
beschließen, die Angelegenheit dem Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen zur 
endgültigen Entscheidung vorzulegen (Vorlagebeschluss). Wurde der Einspruch vom Vertreter des 
Bundesministers für Finanzen erhoben, so hat der Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen 
im Falle eines Vorlagebeschlusses des Verwaltungsrates die endgültige Entscheidung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen zu treffen. Endgültige Entscheidungen haben durch Bescheid zu 
erfolgen. 

Anmerkung 

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 10. Oktober 2003, G 222/02-18 und G 1/03-17, dem 
Bundeskanzler zugestellt am 15. Oktober 2003, ausgesprochen, dass Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geändert wird (58. Novelle zum 
ASVG), BGBl. I Nr. 99/2001, verfassungswidrig war (vgl. BGBl. I Nr. 96/2003). 
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